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Die Affäre um zu hohe Subven-
tionsbezüge der BLS wird zum
Fall für die Justiz. Die Führung
des Berner ÖV-Unternehmens
hat Bund und Kantone seit meh-
reren Jahren getäuscht und be-
wusst nicht alle Einnahmen im
«Libero»-Tarifverbund offenge-
legt. Damit erhielt das Unterneh-
men zwischen 2011 und 2019
rund 43,6 Millionen Franken zu
viel Subventionen. Allein der
Kanton Bern zahlte bis zu 20Mil-
lionen Franken zu viel.

InAbsprachemit demKanton
reicht das Bundesamt für Ver-
kehr (BAV) nun Strafanzeigen
gegen die Verantwortlichen der
BLS ein.Das Gleiche unternimmt
das BAVauch in einem ähnlichen
Fall bei derVerkehrsbetriebe Lu-
zernAG (VBL), nachdem es schon
in der Postauto-Affäre gegen die
Verantwortlichen vorgegangen
war.

Möglicher Betrug
Als Tatbestand steht bei der BLS
Betrug im Vordergrund. Hinzu
kommen der Verdacht auf
Urkundenfälschung undDelikte
gegen Subventionsregeln. Die
Strafanzeige wurde bei der
Staatsanwaltschaft des Kantons
Bern eingereicht. Sie richtet sich
vorerst gegen unbekannt respek-
tive «ganz allgemein gegen die
handelnden Personen undOrga-
ne»,wie das BAVauf Anfrage er-
klärt.

BundundKantone fordern die
überhöhten Subventionsbezüge
samt Strafzinsen von 5 Prozent
zurück. Entsprechende Verein-
barungen sind unter Federfüh-
rung der Kantone inArbeit.Wei-
ter hat das BAV die eidgenössi-
sche Revisionsaufsichtsbehörde
gebeten, zu prüfen, ob die Revi-
sionsstellen ihre Pflichten in den
vergangenen Jahren genügend
wahrgenommen haben.

Die BLS versichert in einer
Stellungnahme, siewerde die zu
viel erhaltenen Subventionen an

Bund und Kantone zurückerstat-
ten. Persönlich bereichert habe
sich niemand.Die strafrechtliche
Aufarbeitung werde sie unter-
stützen. Dazu publiziert die BLS
eine Zusammenfassung des Be-
richtes, den der Verwaltungsrat

beim Prüfunternehmen PWC in
Auftrag gegeben hatte.

Neu geht daraus hervor, dass
diemit den Ertragseinschätzun-
gen beauftragteAbteilung Preis-
systeme bereits seit 2013 ge-
wusst zu haben scheint, dass

nicht alle Halbtax-Erlöse in den
Offerten eingerechnet wurden.
Diese Offerten sind entscheidend
für die Höhe der Subventionen
der öffentlichen Hand. Aus ver-
schiedenen Versionen von Er-
tragsberechnungen sei ersicht-

lich, dass Libero-Halbtax-Erlöse
zuerst eingerechnet und dann
wieder entfernt worden seien,
schreibt PWC.

Darauf reagiert hat die Ge-
schäftsleitung umBernard Guil-
lelmon erst vor einem Jahr auf

Druck des bernischen ÖV-Amtes
und des BAV. Obwohl auch
die GLgemäss früherenAngaben
mindestens seit März 2017
von dem Fehler wusste. Damals
habe die Geschäftsleitung die Of-
ferte für den Regionalverkehr

Missbrauch von Steuergeld sogar für die BLS-Pensionskasse?
Strafanzeige eingereicht Das Bundesamt für Verkehr hat Strafanzeige gegen die Führung der BLS eingereicht. Jahrelang kassierte
die ÖV-Gruppe bewusst zu hohe Subventionen ein. Sie betrog womöglich gar bei der Altersvorsorge.

Bernard Guillelmon ist zwar als BLS-Chef zurückgetreten, nun droht ihm und anderen Verantwortlichen aber ein Strafprozess. Foto: Adrian Moser

Haben die Behörden versagt bei
der illegalen Entsorgung von
teilweise giftigem Bahnschotter
der BLS in der Nähe des Blau-
sees? Wer hat eine Polizeirazzia
in dem betroffenen Steinbruch
des Vigier-Konzerns kurzfristig
abgesagt?Welche Rolle spielt die
Schotterentsorgung bei der Kos-
tenexplosion der Lötschbergtun-
nel-Sanierung durch den Bau-
konzernMarti? Diese Fragen ste-
hen im Raum beim grössten
Umweltkrimi im Kanton Bern
seit Jahren.

Wenigstens in dieser Affäre
kann die BLS ein bisschen auf-
atmen.Denn eine parlamentari-
sche Untersuchungskommission
(PUK) zumBlausee dürfte es vor-
läufig nicht geben. Dies zeigt
eine Umfrage bei den Parteien,
die bislang den Umweltskandal
vom Subventionsbetrug der BLS
unterscheiden.Die SPwill vor der
in den nächsten Tagen geplan-
tenAbstimmung imGrossen Rat
gar ihren Antrag auf Einsetzung

des schärfsten Kontrollorgans
des Parlaments im Fall Blausee
zurückziehen.

Eine deutliche Mehrheit des
Grossen Rates will diese Ge-
schichte von der Geschäftsprü-
fungskommission (GPK) aufklä-
ren lassen. Schliesslich läuft nach
dem Fischsterben im Blausee
durch allenfalls vergiftetes
Grundwasser auch bereits ein
Strafverfahren, und auf Bundes-
ebene sind ebenfalls Vorstösse
zur politischen Aufarbeitung
hängig.Nurwenn die GPKbei der
Prüfung des Falles scheitern soll-
te, dann wäre eine PUK wieder
ein Thema, so der Grundtenor.

Spezielle Rechte
Dabei hätte eine PUK spezielle
Rechte: Sie könnte Behörden
mitglieder und Privatpersonen
als Zeugen vernehmen und die
Herausgabe sämtlicher Akten
des Regierungsrates, der kanto-
nalenVerwaltung und der Justiz-
behördenvoraussetzungslos ver-

langen. Bislang gab es erst eine
PUK im Kanton, nämlich 2004
zur Bernischen Lehrerversiche-
rungskasse.

SP-Grossrätin Andrea Zryd
sagt zum Rückzieher, ihre Frak-
tion sei zurAnsicht gelangt, dass
die GPK jetzt die richtige Institu-
tion sei, um die Blausee-Affäre
staatspolitisch auszuleuchten
und dann die Konsequenzen zu
ziehen.Die GPK sei bereits an der
Arbeit und habe faktisch die glei-
chen Rechte wie eine PUK. Sie
komme auch zu den benötigten
Akten, sagt Zryd.

Warum stand denn für die SP
überhaupt eine PUK zur Debat-
te? Als die Berner Zeitung zu-
sammen mit der SRF-«Rund-
schau» den Umweltskandal auf-
gedeckt hat, sei es wichtig
gewesen, dass die Politik sofort
reagiere, sagt Zryd. Es sei damals
fraglich gewesen, ob die GPKden
grossenAufwand stemmen kön-
ne, um den womöglich fahrläs-
sig verursachtenUmweltskandal

sowie das Versagen von Behör-
den und möglicherweise auch
Justiz und Polizei gründlich auf-
zuklären.

Die GPK bildete dann aber
kurzum einen Untersuchungs-
ausschuss für dieAffäre. Bis eine
PUK tätigwerden könnte,werde
es mindestens Januar 2021, hält
Zryd fest. Sie ist selber Mitglied
derGPK, nicht aber des Untersu-
chungsausschusses. Die SP-
Grossrätin betont, die Affäre
müsse unabhängig von der Fra-
ge GPK oder PUK «mit aller
Schärfe» untersucht werden.

Grüne halten dagegen
Die SP stellt sich nun auf die Sei-
te dermeisten anderen Parteien,
welche von Anfang an die GPK
mit der Affäre betrauen wollten.
Weil diese schneller starten kön-
ne und erst noch als ständig tä-
tige Kommission weniger Zu-
satzkosten verursache.

Einzig die Grünen fordern
weiterhin eine PUK. Diese brau-

che es, bekräftigt Grossrätin Na-
talie Imboden. Die PUK sei das
richtige Mittel für solche «Vor-
kommnisse von grosserTragwei-
te»,wo nicht nur die Sachverhal-
te geklärt, sondern insbesonde-
re auch eine politische Wertung
gemacht werden müsse.

Im vorliegenden Fall gehe es
im Kern um die kantonseigene
BLS, aber auch um die Rolle der
Regierung bei der Aufsicht über
das ÖV-Unternehmen und der
Einhaltung des Umweltrechts.
Hinzu kommen Fragen zu den
Kriterien für die öffentlicheAus-
schreibung von Bahninfrastruk-
turbauten. Inzwischen habe sich
der Fall von einer Causa Blausee
erweitert in eine Causa BLS/
Marti/Vigier undWahrnehmung
der Aufsicht durch den Kanton,
sagt Imboden.

BLSmauert
Erstaunlich findet Imboden auch
die Haltung der BLSAG: Das ÖV-
Unternehmen gehört zwarmehr-

heitlich (55,8 Prozent) demKan-
ton Bern.Doch für die Sanierung
des Lötschberg-Scheiteltunnels
sei die BLS Netz AG zuständig.
Und weil diese Infrastrukturfir-
ma mehrheitlich dem Bund ge-
hört und von Bundesgeldern fi-
nanziertwird, relativiert das ÖV-
Unternehmen die Zuständigkeit
des Kantons in der Blausee-Af-
färe: Es gehe hier um öffentliche
Aufgaben fürdenBund undnicht
für den Kanton.

Sollte der Grosse Rat eine
Blausee-PUK einsetzen, dann
würde die BLS für eine Aus-
kunftserteilung «gemäss dem
geltenden Rechtsrahmen zur
Verfügung stehen».AllfälligeAn-
fragen derGPKwürde das Unter-
nehmen «prüfen». Eine lücken-
lose Aufklärung scheint so nicht
garantiert. Für die grüne Gross-
rätin Natalie Imboden scheint es
daher umso mehr notwendig,
eine PUK einzusetzen.
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Um eine Blausee-PUK kommt die BLSwohl herum
SP zieht Antrag zurück Der Grosse Rat muss beim Umweltskandal Blausee über eine PUK entscheiden, die Grünen fordern eine solche.

«Die Geschäfts-
leitungwusste
spätestens im
März 2017 vom
Fehler bei den
Liberoerlösen.
Gehandelt hat sie
im September
2019 auf Druck
der Kantons
verwaltung.»
Bericht von PWC
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